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Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftlichen Beantwortung
gemalR § 46 Abs. 2 GO LT
mit Antwort der Landesregierung

Anfrage der Abgeordneten Laura Hopmann (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Schutz von Kindern und Minderjahrigen im Kontext chronischer Wohnungslosigkeit?

Anfrage der Abgeordneten Laura Hopmann (CDU), eingegangen am 02.05.2025 - Drs. 19/7146,
an die Staatskanzlei Ubersandt am 07.05.2025

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung vom 21.05.2025

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die regierungstragenden Fraktionen bitten in ihrem EntschlieBungsantrag ,Fir ein menschenwiirdi-
ges Leben - Strategien zur Bekampfung von Wohnungs- und Obdachlosigkeit in Niedersachsen*
(Drucksache 19/6528) die Landesregierung, zur Pravention und Bekdmpfung von Obdach- und Woh-
nungslosigkeit alle laufenden Aktivitaten in einem Landesprogramm zusammenzufuhren. Zu den lau-
fenden Aktivitaten zahlen dem Vernehmen nach auch personenzentrierte Unterstiitzungsangebote,
wie niedrigschwellige Hilfen fiir verschiedene Zielgruppen. Dazu zéhlen insbesondere auch Familien
mit minderjahrigen Kindern.

Vorbemerkung der Landesregierung

Chronische Wohnungslosigkeit ist in Deutschland ein wissenschaftlich nicht belegter und damit nicht
evaluierbarer Begriff. Er legt nahe, dass Wohnungslosigkeit ein Krankheitsbild wére und nicht tber-
wunden werden kénne. Dieses Verstandnis gilt allgemein als Uberholt. Daher kdnnen auch keine
Aussagen zur Gruppe der ,chronisch Wohnungslosen“ gemacht werden. Daten, Statistiken oder
MaRnahmen werden nicht nach diesem Merkmal erhoben, gefiltert bzw. getroffen.

Grundsétzlich stehen die Hilfen zur Uberwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten im Rahmen
des Hilfesystems nach §§ 67 ff. SGB XII nur volljahrigen Personen zur Verfugung. Das Land Nieder-
sachsen férdert im Rahmen des seit dem 01.01.2022 geltenden Landesrahmenvertrags zur Ausge-
staltung der Hilfen fiir Menschen in sozialen Schwierigkeiten verschiedene niedrigschwellige Ange-
bote zur Uberwindung der Wohnungs- und Obdachlosigkeit und triagt 90 % der Kosten dieser Hilfen.
Uber den Landesrahmenvertrag wird ein langjéhrig etabliertes und landesweites Netz an Hilfestruk-
turen und Beratungsstellen abgesichert, das vielfaltige Unterstiitzungsangebote, die auch von Fami-
lien mit minderjéhrigen Kindern genutzt werden kénnen, vorhalt. Kinder und Jugendliche, deren EI-
tern die Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XlI in Anspruch nehmen, profitieren damit mittelbar von diesen
Hilfen. Familienspezifische Angebote gibt es im Bereich der niedrigschwelligen Hilfen nach §§ 67 ff.
SGB XII nicht.

Wenn Wohnungsnotfalle von Familien mit Kindern neben der Unterstlitzung zur Beseitigung sozialer
Schwierigkeiten auch der Sicherstellung der Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen beddir-
fen, kommt die Gewahrung sozialpadagogischer Hilfen nach dem SGB VIl in Betracht.

In Angeboten der stationaren Hilfe nach §§ 67 ff. SGB XII sind Kinder und Jugendliche nicht zuge-
lassen.
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1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung zur Anzahl minderjahriger Kinder in Ein-
richtungen der Wohnungslosenhilfe in Niedersachsen?

Kinder und Jugendliche werden in der Wohnungslosenbhilfe statistisch nicht gesondert erfasst. Aus-
sagen kénnen jedoch hinsichtlich der Haushaltsstruktur der erfassten Erwachsenen gemacht wer-
den. Danach lebten im Berichtsjahr 2023 zu Beginn der ambulant flachenorientierten oder nachge-
henden Hilfe (§§ 67 ff. SGB XllI) von 3 017 Klientinnen und Klienten mit gultigen Angaben zur Haus-
haltsstruktur 221 Personen (7,3 %) mit einem oder mehreren minderjahrigen Kindern in einem eige-
nen Haushalt zusammen. Davon entfielen 134 Falle auf Haushalte von Alleinerziehenden und 87 auf
Paarhaushalte. Im Rahmen der Basisangebote (§§ 67 ff. SGB XII) lebten von 11 548 Klientinnen und
Klienten mit glltigen Angaben 1 096 Personen (9,5 %) bei der ersten Beratung mit einem oder meh-
reren minderjahrigen Kindern im eigenen Haushalt. Davon entfielen 584 Falle auf Haushalte von
Alleinerziehenden und 512 auf Paarhaushalte. In der stationaren Hilfe (§§ 67 ff. SGB XII) lebte bei
keiner Klientin oder keinem Klienten zu Beginn der Hilfe ein minderjahriges Kind im eigenen Haus-
halt. In allen Hilfeformen gibt es daneben Falle, in denen Kinder und Jugendliche aufierhalb der
Haushalte untergebracht sind (z. B. im Haushalt des anderen Elternteils bzw. Personensorgeberech-
tigten oder im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe).

Aus den Hilfesystemen wird berichtet, dass zunehmend Familien die Beratungsstellen aufsuchen
und um Unterstltzung bitten. Viele von ihnen gehdéren nicht zum Personenkreis der Hilfen nach
§§ 67 ff. SGB Xll und kdnnen haufig weitervermittelt werden, doch eine steigende Anzahl von ihnen
werden in die Hilfe aufgenommen, unterstltzt und beraten. Die Landesregierung hat daher die
Zentrale Beratungsstelle Niedersachsen (ZBS Nds) beauftragt, in ihrem Jahresschwerpunktbericht
2024, der im dritten Quartal 2025 vero6ffentlicht wird, zu dem Thema ,Familien in der Hilfe nach
§§ 67 ff. SGB Xl in Niedersachsen. Analyse - Netzwerke - Auswirkungen und Grenzen des Hilfesys-
tems* einen besonderen Fokus auf diesen Personenkreis zu legen.

2. Welche spezifischen Unterstiitzungsangebote fiir Kinder und Jugendliche in
wohnungslosen Lebenslagen werden durch das Land Niedersachsen gegebenenfalls
gefordert?

Im Rahmen der Hilfen nach §§ 67 ff. SGB XII gibt es keine spezifischen Unterstutzungsangebote fir
Kinder und Jugendliche in wohnungslosen Lebenslagen, da sich diese Hilfen an Volljahrige richten.
Im Rahmen des SGB VIl sind aber selbstverstandlich fir diese wie auch fir andere Kinder und
Jugendliche in schwierigen Lebenslagen verschiedene Hilfsangebote je nach Bedarf gesetzlich vor-
gesehen. Diese konnen zu den Hilfen nach §§ 67 ff. SGB Xl fiir die Eltern ergédnzend hinzutreten,
die Familie insgesamt unterstiitzten und zu einer Stabilisierung der Lebensverhaltnisse beitragen.

Wenn die Voraussetzungen fur Hilfen zur Erziehung (§ 27 SGB VIII) gegeben sind, wird gegebenen-
falls auch mit der Gewahrung stationarer erzieherischer Hilfen fir das Wohnen junger Menschen
Sorge getragen. Nach § 39 SGB VIl wird bei diesen Hilfegewahrungen (§§ 32 bis 35 SGB VIII) der
notwendige Unterhalt auRerhalb des Elternhauses sichergestellt, der die Kosten fiir den Sachauf-
wand, u. a. fir die Unterkunft, sowie fir die Pflege und Erziehung des jungen Menschen umfasst.
Die Gewahrung dieser Hilfen erfolgt durch die drtlichen 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfetrager im
eigenen Wirkungskreis.

3.  Welche Vorkehrungen bestehen zur Sicherstellung des Kindeswohls bei akuter oder
chronischer Wohnungslosigkeit von Familien?

Die Aufgabe, Kinder und Jugendliche vor Gefahren fiir ihr Wohl zu schiitzen, ist primar die elterliche
Erziehungsverantwortung, Giber deren Betatigung die staatliche Gemeinschaft wacht (Artikel 6 Abs. 2
Grundgesetz). Halt das Jugendamt zur Abwendung einer Kindeswohlgefahrdung, z. B. bei nicht for-
derlicher Versorgung, nicht angemessenem Erziehungsverhalten oder fehlender Férderung, die Ge-
wahrung von Hilfen flr geeignet und notwendig, so hat es diese den Erziehungsberechtigten anzu-
bieten. Diese sozialpadagogischen, zumeist ambulanten bzw. teilstationaren Angebote der Kinder-
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und Jugendhilfe mit ihrer Aufgabe, die Rechte junger Menschen auf Entwicklungsférderung und Er-
ziehung sicherzustellen, sind aber nicht darauf ausgerichtet, Zugangsbarrieren fiir Familien am Woh-
nungsmarkt entgegenzutreten.

Halt das Jugendamt das Tatigwerden des Familiengerichts fur erforderlich, z. B. wenn die Erzie-
hungsberechtigten nicht bereit und in der Lage sind, bei der Abschatzung und Abwendung einer
Gefahrdung mitzuwirken, so hat es das Familiengericht anzurufen. Ein solches Tatigwerden kann
erforderlich werden, wenn das geistige, kérperliche oder seelische Wohl eines Kindes oder Jugend-
lichen gefahrdet ist, die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in der Lage sind, die Gefahr abzu-
wenden und so mit hoher Wahrscheinlichkeit schwere Schadigungen zu erwarten sind.

Sowohl die Inobhutnahme durch das Jugendamt als auch die Entscheidung des Familiengerichts
mussen als Eingriffe in das Elternrecht verhaltnismaRig sein. Insbesondere sind familiengerichtliche
Gebote, offentliche Hilfen - wie z. B. Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe - in Anspruch zu neh-
men, da diese mildere Mittel als die Trennung gegen den Willen darstellen.

(Verteilt am 23.05.2025)



	Drucksache 19/7295
	Kleine Anfrage zur kurzfristigen schriftlichen Beantwortung gemäß § 46 Abs. 2 GO LT mit Antwort der Landesregierung
	Anfrage der Abgeordneten Laura Hopmann (CDU)
	Antwort des Niedersächsischen Ministeriums für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung namens der Landesregierung
	Schutz von Kindern und Minderjährigen im Kontext chronischer Wohnungslosigkeit?

